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Mqrxismus contro
Beweg u n gsfetisc h is m u s
Kritische Anmerkungen zur Politik der SAG

"Die Kommunisten sind keine besondere Partei gegen-
über denandern Arbeiterparteien. Sie haben keine von
den Interessen des ganzen Proletariab getrennten In-
teressen. Sie stellen keine besonderen Prinzipien auf,
wonach sie die proletarische Bewegung modeln
wollen ... Die Kommunisten sind also praktisch der
entschiedenste, immer weitertreibende Teil der Arbei-
terparteien aller Länder; sie haben theoretisch vor der
übrigen Masse des Proletariats die Einsicht in die Be-
dingungen, den Gang und die allgemeinen Resultate
der proletarischen Bewegung vorausn
(Kommunistisches Manifes t).

"Augen zu und vorwärts!n
Die SAG agiert, als würde sie diese Zeilen nicht
kennen. Eine Kampagne jagt die andere, immer neue
Bewegungen werden ausgemacht (anti-stalinistische
Arbeiter in d er DD& Komitees ftir Gerechtigkei! Lich-
terketten gegen Nazis, Streikklimpfe etc.). "So oder so,
die Ede wird nct" ist der unausgesprochene l.eitsatz
der SAG. Berichte über den erfolgreichen Verkauf der
massenpopulär geschriebenery auf niedrigem Niveau
ausgerichteten Zeitung, sollen die Nichtexistenz eines
Rechtsrucla in der BRDbeweisen. Doch der Aktionis-
mus dieser Gruppe kann über die Diskreparu zwi-
schen "Bewegungs-Optimismus" und gesellschaft-
licher Realität nicht hinwegtäuschen. Und so kommt
es, daß viele derJugendlichery die eine Alternative in
der SAG sucheru bei dieser anti-marxistischen nHurra-

esgeht-vorwärts"-Methode wieder in politischer Pas-
sivität landen. Eine Gruppe, die sich als "sozialistische

Alternativen präsentiert, darf aber nicht nur "b€we-

gungsaktiv" sein; ihre Arbeit muß sich eben auch auf
das rcvolutionäre Programm gründen.

Ohne eine umfassende Kritik der SAG in diesem
Artikel leisten zu wollen, geht es uns darum, an drei
für Linke in der BRD zenhalen Fragery den Alterna-
tiv-Anspruch der SAG nachzuprüfen:
1) Wie muß der IGmpf gegen die Faschisten geführt
werden?
2) Wie muß eine revolutionäre Politik gegenüber der
SPD beschaffen sein?
3) Was ist von der Theorie des Staatskapitalismus zu
halten?

Nazis' isol ieren' oder Nazi-Banden
zerschlagen?
Im Leitartikel des BOLSCHEWIK 1 nNazi-Tenor und
Rassismus inderBRD" haben wiruns mitdenGrund-
lagen und Konzepten der Linken im Kampf gegen den
Faschismus befaßt. Die Berechtigung unserer Kritik
am SAG-Konzept der "breiten antifaschistischen und
antirassistischen Bewegungn (s. auch BOLSCHE-
WIK 2) bestätigte die SAG zum Jahreswechsel
1992/93 auf ihre Weise: nlichterketten: Den Nazis
heimleuchten!", frohlockte sie noch, als schon die

letzten Wachsflecken auf deutschem Pflaster beseitigt
waren (Klassenkampf (KK) 113, Februar 1993).
Wir meineru daß

"die Lichterketten eine bü,rgerliche Propagandashow
zur Aufpolierung des ramponierten BRD-Images (wa-
ren), die von den wahren Verantwortlichen ablenkte.
Anti-faschistische und potentiell anti-rassistische Teil-
nehmer wurden zum Fußvolk des Staatsrassismus"
(Hände weg vom Asylrecht!, BOLSCHEWIK-ExIra,
16.04.93).

Die SAG dagegen war ganz aus dem Häuschery als
Armleuchter wie Süßmuth, Engholm, Cohn-Bendit
und andere bürgerliche Politikerden MassendenWeg
wiesen. nUnter dem Druck der Massendemonstratio-
nen hatdas Innenministerium die'Republikaney' bun-
desweit  unter Beobachtung gestel l t "  jubelte
Klassenkampf GA( 1,12).Zur Verklärung der "Lichter-

kettenbewegung" wiederholte der KK das Märchen
der bürgerlichen Presse über die gesunkene Zahl
"rechtsextnemistischer Angriffe" und behauptete, daß
sich aufgrund derLichterkeften "das politische Klima
sehr zu Ungunsten der Nazi-Parteien verändert" habe
(ebenda). Das konnten aber Hunderte von Asylsu-
chenden nicht bestätigery die in ihren Wohnheimen
den weiterhin stattfindenden Uberfällen ausgesetzt
waren. Allein im Januar gab es 7 Tote und ca. 50 Ver-
letzte als Opfer des rechten Terrors zu beklagen
(Chronik des " Arrhiv fü r Sozialpolitik", Konkr et 2 / 93
und 3/93). Aber die SAG setzt noch einen drauf:

"Die wichtigste Aufgabe im antifaschistischen Kampf
heute ist es zu verhindern, daß Republikaner und
DVU sich zu einer faschistischen Partei mit Massen-
charakter festigen. Wenn sich Lichterketten ... überall
dort bildetery wo'Republikane/, DVU und NPD ihre
Parteitage und Aufmärsche verarutalten, wäre diese
Gefahrbald gebannt" (KK 112).

Dies ist eine ttrrdliche Illusion! Faschisten sind nicht mit
Kerzen zu stoppen. Die zentrale Lehre aus der Ge-
schichte besteht darin, daß nur die organisierte Arbei-
terbewegung über die soziale Macht verfügt, den Na-
zis Paroli zu bieten. Fürgewerkschaftlich organisierte
Selbstverteidigungsgruppen, für Mobilisierungen zur
Vnhindaung von Faschisten-Aufmärschen einzutre-
tery ist v.a. aus zwei Gründen bedeutend: 1) Nur die
eigerständige A6ion kann die staatlich geduldeten
Nazis von der Straße iagen. 2) Nur solche tfolgreictun
anti-faschistischen Aktionen werden auch diejenigen
überzeugen, die heute noch auf Appelle an den Staat
oder auf bloße Auftlärung der Bevölkerung setzen.
Den rassistischen Sympathisantensumpf der Faschi-
sten bringt man am besten zum Schweigen, indem
man den faschistischen Oqganisationen und Parteien,
insbesondere deren bewaffneten Bandery das Maul
stopft. Die SAG sieht das anders, sie will

n... eine Massenbewegung (aufbauen), die die Nazis
von ihrem rassistischen Umfeld isolieren und so
stoppen kann" (KK 108).



Dieses Isolierungskonzept ftrhrt sie immer wieder
dazu - hotzgegenteiliger Beteuerungen -, gerneinsam
mit den demokratischen Rassistery den nMassenpro-

fesfn der Massenlconfrontation der Nazis vorzuziehen.

SAG-Poli t lk in der Praxls
Unter der Überschrift "Nazi-Aufmärsche in Berlin ge-
stoppt!" wird im KK 106 die Initiative gegen den ge-
planten Nazi-Aufmarsch in Berlin-IGrlshorst resü-
miert:

"Die SAG rief zu einer Gegendemonshation auf, um
den Nazi-Aufmarsch zu verhindern. Mt dem Demon-
strationsaufruf 'Berlin - kein Aufmarschplatz fär Na-
zis, stoppt die Nazis!'gewann sie die Unterstützung
eines breiten politischen Spektrums, einschließlich
dreier Einzel4ewerkschaften, des DGB, der Iusos, der
Grünen-AL sowie der PDS, die firr eine massenhafte
Mobilisierurg sorgtenn.

Was der Leser nicht erfährt Als auf dem Vorberei-
tungstreffen zur Demo die Debatte über den geplan-
ten Kundgebungsort u.a. seitens der Jusos, A[.er und
eines IC-Medien-Mitglieds erneut aufgerollt wutde,
weil die ursprünglich geplante Demo-Route von der
Polizei abgelehnt worden war, da schwankten die
SAG-Vertreter. Wiederholt schlugen sie vor, nicht
zum Ort des geplanten Nazi-Aufmarsches zu mobili-
sieren, sondern ein paar Straßen weiter - um die Ein-
heit des Bündnisses zu erhalten. Daß dennoch wenige
Tage später 10 000 Demonstranten an dem Ort der ver-
botenen Nazi-Kundgebung zusammenkamen, war
trctz der von den SAG-"Taktikernn unterstützten ab-
wiegelnden Kräften möglich. Die Flugblätter, auf de-
nen zum Nazi-Tneffpunkt mobilisiert wurde, waren
schon verteilt wordery bevor die Debatte im Vorberei-
tungstreffen beendet worden war. Ob der Staat den
Nazi-Aufmarsch auch verboten hätte, wenn nicht
massenhaft dorthin mobilisiert worden wäre, ist zwei-
felhaft.

Genauso opportunistisch war die Politik der SAG
zur Vorbereitung der Aktion gegen den Republikaner-
Parteitag zwei Wochen später, bei dem gar nicht erst
auf eine Blockade des Ftralleneingangs hingearbeitet
wurde. Gerne verweist die SAG auch auf das Parade-
beispiel ihrer Antifa-Taktik nRock gegen Rassismus".
Nun ist gegen attraktiv aufgezogene Protestveranstal-
tungen der Linkery die breite Massen an politische
Fragen heranführen, beileibe nichts einzuwendery so-
lange sie nicht von notwendigen direkten Aktionen
gegen Nazis ablenken. Doch leider lief die Praxis sol-
cher n Gegenaufklärungs "-Verans taltungen oft darauf
hinaus. 7978 z.B. veranstaltete die von der britischen
Schwesterorganisation der SAG dominierte Anti-
Nazi-League ein solches Konzert, auf dem Tausende
anwesend waren, während jedoch zeitgleich die Nazis
in einem anderen Londoner Stadtteil durchdas Immi-
granten-Viertel marschierten.

Der SAG und ihrer Politik der nlsolierung der Fa-
schisten" antworteten wir schon zur Auswertung der
gemeinsamen Aktionseinheit zu Wunsiedel (bei der
sie ebenfalls laviert hatte):

nDie Suche nach'antifaschistischer Breite' wird daher
anders endery als linke, militante SAG-MSlieder es
erwarten: Nicht die Massen werden mit ihren bütger-
lichen Illusionen brechen, sondern die SAG führt um-
gekehrt Militante geradewep auf den linlen Fltigel
des sozialdemokratischen (klein)bilrgerlichen Anti-
faschismusn (BOLSCFIEMK 2).

Das Konzept der nantifaschistischen Massenbewe-
gungn, das opportunistische Anschmiegen an Organi-
sationen des demokratischen Rassismus, findet sich
auch wieder im SAG-Aufntf zur Hessen-Wahl:

"Stoppt S$Schönhuber jetzt! ... Am Wahltag geben wir
zwar der SPD unsere Stimme, um zu verhindem, daß
Nazis oder Konservative gewinnen. Aber uruer Ziel
ist es, jetzt eine sozialistische Alternative links von der
SPD aufzubauen" (KK 113).

Wählt SPD wählt die deutsche Partei der Arbeiterbe-
wegu4g, die, gemeinsam mit dem anderen Demokra-
ten-Pack und im Zusammenspiel mit den Faschistery
das Asylrecht aufheben will. Aber, selbstverständlich,
unser Zel ...

. . .  die SPD nach l inks drücken?
Dieser Aufruf zur Hessen-Wahl ist nicht nur rich-
tungsweisend für den SAG-Bundestagswahlkampf
1994; auch in der Vergangenheit war die Wahl der SPD
ein Dauerlutscher dieser Organisation. Die Grund-
sätze der revolutionären Methode zur Spaltung der
bürgerlichen Arbeiterpartei SPD in seine proletari-
schen und bürgerlichen Bestandteile erläutern wir an
anderer Stelle in diesem BOLSCHEWIK. Bei unserer
grundsätdichen revolutionären Opposition schließen
wir Taktiken gegenüber der SPD nicht aus. Aktions-
einheiten bei Ubereinstimmung in einem konkreten
(Aktions-)Zel sind möglich und nötig, um die SPD-
Basis von der Halbherzigkeit ihrer Führung praktisch
zu überzeugen. Allerdings meinen wir mit Lenin:

T"Es kommt nur darauf an, daß lrvrn es oasteht, diese
Taktik so anzuwenderl daß sie zur Hebung und nicht
zur Senkung des allgemeinen Niveaus des proletari-
schen Klassenbewußtseins, des revolutionären Gei-
stes, der Kampf- und Siegesfähigkeit beiträgt ... Die
richtige Taktikder Kommunisten mußdarin bestehen,
daß man diese Schwankungen ausnutzt, keineswegs
dariry daß man sie ignoriert. Um sie auszunutzery
muß man Zugeständnisse an diejenigen Elemente
maclrery die sich dem Proletariat zuwendery und in-
soweit, wie sie sich dem Proleüariat zuwenden - gleich-
zeitig muß man den Kampf gegen diejenigen ftihrery
die zur Bouqgeoisie abschwenkenn
(Der "linke Radikalismusn, die Kinderkrankheit im
Kommunismus, LW 31, S.60).

Die Taktik der kritischen Wahlunterstützung der bür-
gerlichen Arbeiterpartei SPD ist grundsätzlich mög-
lich" wenn diese oqganisatorisch-unabhängig in Ab-
gr€nzung zu allen anderen bürgerlichen Parteien zur
Wahl antritt und ihr Wahlpncgramm in seinen zentra-
len Aussagen den Interessen der Lohnabhängigen
nicht widerspricht. Aber man zeige uns doch einmal,
wo Linke in dieser Partei der nbüqgerlichen Offensive",
des sozialen IGhlschlags und "Solidarpaktsn, des de-
mokratischen Rassismus und des Militarismus -, wo
Linke also in dieser SPD aktuell "Schwankungen aus-
nutzenn, "Zugeständnisse an diejenigen Elemente ma-
chenn können, "die sich dem Proletariat zuwenden
und insoweit sie sich dem Pncletariat zuwenden", oh-
ne gleichzeitig elementare Grundsätzc der Verteidi-
gung von Arbeiterinteressen zu verleugnen?

Die schematische SAG-nTaktik", immer zur Wahl
der SPD aufzurufery basiert auf einem völlig urunar-
xistischeru gradualistischen Grundveständnis: Die
Möglichkeit einer fließenden Linksverschiebung in
der Gesellschaft bis hin zur Revolution wird voraus-
gesetzt, wobei die SAG dann immer rechts ansetzt.



nRassisten von Faschisten isolierenn, CDU-Wähler zu
SPDWählern machen, die SPD nach links drücken,
um dann ... SPDMitglieder zum Eintritt in die SAG zu
bewegen. Doch, wie Trotzki es einmal formulierte,
kommt das Pnoletariat nicht "über Schultr€ppen zum
revolutionären Selbstbewußtsein", sondern Klassen-
bewußtsein entwickelt sich in Sprüngen. Die Aufgabe
von Kommunisten besteht dariru durch ihre revolutio-
när-zielgerichtete Intervention, sowoN in der gemein-
samen Aktion als auch in der schonungslosen pro-
pagandistischen Auseinandersetzung, solche Sprünge
zu erleichtern. "Schwanzpolitik" dagegen schadet nür.
Im Gegensatz zur SPD schürt nur die SAG selbst - als
Partei der neuen sozialdemokratischen Linken - Illu-
sionen in die SPD.

Kapita!istische Wiedervereinigu ng -
kein Rückschritt?
Man braucht kein Marxist zu sein, um zu erkennen,
daß der Lebensstandard in der DDR ungleich höher
war als der heute in den "fünf neuen Bundesländern",
die 1990 kapitalistisch angeschlossen wurden. Die
SAG ist dennoch stolz darauf, sich als "Sozialistery die
den Fall der Mauer freudig begrüßt habenn, zu be-
s-chreiben (KK 116). Und anläßlich der Ereignisse in
der ehemaligen Sowjetunion verkündete sie:

"Die Einführung des Marktes wird die Probleme der
russischen Arbeiterklasse nicht l<isen, aber es wäre
auch kein fundamenLaler, geschichtlicher Rückschritt
oder eine Art Konterrevolution" 0A( 94.

Trotzkisten hatten eine entgegengesetzte Haltung zur"Einführung des Marktes", d.h. des lGpitalismus, in
den Staaten Osteuropas. Die Gruppe IV.Internationa-
le, einer der Vorläufer der Gruppe Spartakus, schrieb
z.B. im Herbst 1989:

'Die stalinistische Bürokratie darf nicht durcheine ,de-
mokra tische', kapitalistische Konterrevolution erse tzt,
sondern muß durch eine VrcIetaisch politisdte Ranlu-
fion gestärzt werden. Eine sozialistische Räteregierung,
direkt verantwortlich den Arbeiterrätery muß itie Ent-
eignung der Kapitalistenklasse, die sozialistische Ei-
gentumsform und das Außenhandelsmonopol
sichern. Während das Prinzip der zmtralisiertenPhn-
urbtfiaft beibehalten wird, ist eine sozialistische Re-
organisierung der Wirtschaft auf der Basis der Arbei-
terdemokratie nötig"
("Für eine sozialistische Räteregierung", 10.11.89).

Beilagen-Kreis im Radius der SPD

Aus dem Inhalt:

Zum Klassencharakter der Sowjetunion
. Die marxistische Sozialismus-Konzeption
. Zur Diktatur des Proletariats
. Die russische Oktoberrevolution und ihre

Degeneration
. Schlußfolgerung der trotzkistischen Analyse

der bürokratisch deformierten Arbeiterstaaten

Der Haupffeind steht im eigenen land
. Die bürgerliche Arbeiterpartei SPD
. Revolutionäre Arbeit in den Gewerkschaften

(86 Seiten: 5,- DM + Porto)

Zu beziehen über Redaktionsanschrift

Die Position der bedingungslosen militärischen Ver-
teidigung der bürokratisch deformierten Arbeiterstaa-
tengegenüberdem Imperialismus -als Voraussetzung
der proletarischen politischen Revolution zum Sturz
der stalinistischen Bürokratie - sahen wir Trotzkisten
insbesondere in der BRD als elementar an, um den
Kampf gegen den deutschen Imperialismus konse-
quent führen zu können. Die kapitalistische Wieder-
vercinigung Deutschlands war für die SAG dagegen"kein fu ndamentaler Rückschritt", da von dieser Grup-
pe die DDR als "staatskapitalistisch", als dem BRD-Im-
perialismus qualitativ gleich, eingeschätzt wurde. Die
Grundlage dieser Position ist die "Staatskapitalismus-

Theorie" des Begründers der damaligen Intemationa-
len Sozialisterj Tony Cliff.

Arbeiterstaat ä la Cliff -
Form und Inhalt

"Marx und Engels gebrauchten den ziemlich unheil-
voll (!) klingenden und weithin mißverstandenen
Begriff der'Dktatur des Proletariats', um den Inhalt,
nicht die Form des Staates zu beschreiberl der den ka-
pitalistischen Staat ersetzen sollte, daß heißt, um die
herrschende Klasse zu definieren"
(Tony Cliff, Staabkapitalismus in Rußland S. 81).

Was der "Man< mißverstehende" Cliff dann im lGpitel
"Marx und Engels über den Charakter des Arbeiter-
staates" folgen läßt, ist die ausschließliche Behandlung
der Form, sprich die Beschreibung der undemokrati-
schen, arbeiterfeindlichen Herrschaft der stalinisti-
schen Bürokratie. Beim Vergleich der "real-eistie-

r€nden" Sowjetunion mit einem revolutionären Arbei-
terstaat, wie ihn Man< oder Lenin anvisierteo kommt
Cliff dann zu dem fthlu& daß die russische Bürokra-
tie und nicht die Arbeiter "Besitzer" des Staates ge-
wesen seien.

nDoch was folgt daraus? Manche sagen: Da der reale,
aus der proletarischen Revolution hervorgegangene
Staat den idealery a priori aufgestellten Normen nicht
enbpricht, kehre ich ihm den Rücken. Das ist politi-
sctrer Snobismus, gang und gäbe in pazifistischdemo
kratischery libertäirerU anarchos;mdikalistischen und
generell in ulhalinken Kreisen der kleinbü,rgerlichen
Intelligenzn (trotzki-Schriftery Arbeiterstaat, Thermi-
dor und Bonapartismus, 8d.1.1, S. 585).

Eine Klassenherschaft im man<istischen Sinne kann
eben verschiedene politische Formen annehmerl ohne
daß sich deshalb der Kasvnclurakter des Staates
ändert - das gilt sowohl für die Diktatur der Bourgeoi-
sie (2.8. parlamentarische Demokratie, Militärdiktatur
oder Faschismus) als auch ftir die Diktatur des Prcle-
tariab (Rätedemokratie oder bürokratisches Regime).

In "Weder pnoletarischer noch bürgerlicher Staat?"
schrieb Trotzki deshalb:

Die Klassennatur eines Staates ist folglich nicht durch
seine politische Form, sondem durch seinen sozialen
Inlralf bestimmt, d.h. durch den Charakter yener Eigen-
t um sformen un d P md uH io n nerh ält ni sse, die der jeweili-
ge Staat schützt und verteidigt"
(ebenda,8d.7.2, S. 1120 - Heworh. v. u.).

' Staatskapita lismus" =
Kanonenproduktlon?

Was den lnlult der Diktatur des Proletariab, d.h. de-
ren Produktioruweise betrifft, so lautet eine der Prä-
missen Clifß: "Im Kapitalismus ist der Massenkonsum
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